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Wenn es nach CSU-Parteichef Erwin Huber ginge, würde die von der Großen Koalition 
Anfang 2007 beschlossene Beschränkung der Pendlerpauschale wieder aufgehoben: 
„Fahrten zur Arbeit sind keine Fahrten zum Golfplatz“, so Huber wörtlich. Damit würden 
die Fahrtkosten zur Arbeit wieder vom ersten Kilometer an als Werbungskosten aner-
kannt werden und nicht erst ab dem 21. Kilometer, wie es die derzeitige Regelung vor-
sieht. Zurzeit prüft das Bundesverfassungsgericht die Rechtmäßigkeit dieser Reform. 
Oder beginnt die Arbeit nicht doch erst am Werkstor und macht so die Wohnortwahl 
zur Privatsache, wie es die Große Koalition ins Steuergesetz geschrieben hat? Natürlich 
entstehen Erwerbstätigen Kosten, um zum Arbeitsplatz zu gelangen. Doch verzerrt 
die Pendlerpauschale die Wohnortwahl zugunsten langer Anfahrtswege, zumal die 
Bewohner der Ballungsräume ihre höheren Wohnkosten nicht steuerlich geltend ma-
chen können. Verkehrs- und umweltpolitisch ist die Entfernungspauschale ohnehin 
verfehlt, da sie hohes Verkehrsaufkommen und Zersiedelung fördert. Das sieht man 
auch im Ausland so, wo in der Regel Fahrtkosten entweder überhaupt nicht oder nur 
sehr begrenzt steuerlich berücksichtigt werden. 
Problematisch für die Arbeitnehmer am „Werkstorprinzip“ ist, dass die Arbeits- und 
Wohnungsmärkte nicht vollständig flexibel sind. Wechselt jemand den Arbeitsplatz, 
wird er versetzt oder zieht der Betrieb um, können familiäre und soziale Bindungen 
einen Wohnortwechsel erschweren. Hier sollten die Fahrtkosten zumindest noch über-
gangsweise berücksichtigt werden, um Härtefälle zu vermeiden. 
Studien des DIW Berlin zeigen jedoch, dass in den meisten Fällen die Pendlerkosten gar 
nicht so hoch sind: Neun Prozent der Erwerbstätigen gehen zu Fuß zur Arbeit, weitere 
neun Prozent fahren mit dem Rad. 40 Prozent haben Arbeitswege von maximal fünf 
Kilometern, 57 Prozent bis zehn Kilometer. Daher ist es völlig ausreichend, eine Min-
destentfernung über einen Pauschbetrag zu berücksichtigen. Auf einen individuellen 
Abzug von Fahrtkosten kann man dann verzichten.
 Das Bundesfinanzministerium will bis zur Entscheidung durch das Bundesverfassungs-
gericht an der geltenden Regelung festhalten. Bedacht werden sollte aber, dass diese 
Regelung steuersystematisch zweifelhaft ist und umwelt- und verkehrspolitisch das 
falsche Signal setzt: Grundsätzlich sollte eine entfernungsabhängige Pauschale deshalb 
schon jetzt vollständig aufgegeben werden. Zwar sind Fahrten zur Arbeit keine Fahrten 
zum Golfplatz – aber sowohl der Vorschlag der CSU als auch die derzeitige Regelung 
haben einen entscheidenden Fehler: Sie belohnen nämlich ausgerechnet diejenigen, 
die möglichst weit weg vom Arbeitsplatz wohnen. Und das kann nicht richtig sein – 
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